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Ein Basar und eine unerwarteteWendung
Thuner Stadtrat (1) Über zwei Stunden debattierte das Parlament gestern über die Zonenplanänderung Freistatt. Im Zentrum der
Auseinandersetzung stand die Frage, welcher Mindestanteil für genossenschaftlichesWohnen darin festgelegt werden sollte.

Barbara Schluchter-Donski

Es zeichnete sich bereits zu Be-
ginn ab: Eswürde kein einfaches
Geschäft werden. Noch vor der
Eintretensdebatte rief Ratsprä-
sident Reto Schertenleib (SVP)
dazu auf, nochmals einen tiefen
Atemzug zu nehmen.Und er soll-
te recht behalten. Das Traktan-
dum4, Zonemit Planungspflicht
Freistatt, entwickelte sich zu
einem Feilschen um Zahlen,wie
es auf einem türkischen Basar
seinesgleichen suchenwürde. Es
wurden Gebote gemacht, aufMi-
nimalforderungen beharrt und
doch wieder darauf verzichtet.
Und schliesslich ein Kompromiss
gefunden, zu welchem alle Par-
teienHand bieten konnten.Nach
über zwei Stunden des Debattie-
rens und zwei Sitzungsunterbrü-
chen war die Zonenplanände-
rung einstimmig unterDach und
Fach. Doch der Weg dazu war
lang, gespicktmit unzähligenVo-
ten und Änderungsanträgen.

MahnendeWorte
Stadtpräsident Raphael Lanz
(SVP) wies die Versammlung zu
Beginn nochmals eindringlich
darauf hin, dass jede Änderung
der vorliegenden Zonenplanän-
derung eine weitere Planauflage
unddamit eine zeitlicheVerzöge-
rung des bereits 10-jährigen Ge-
schäfts zur Folge haben würde.
«Dann könnte sich die Bau- und
Wohngemeinschaft Freistatt ge-
nötigt fühlen, einen Strategie-
wechsel vorzunehmen und statt
der frühzeitigen Auflösung des
Baurechtsvertrags mit der Stadt
die Sanierungder 72Wohnungen
andieHand zunehmen».Dies, so
mahnte er, könne das vorliegen-
de Projekt verhindern.

Das wollte im Rat zwar nie-
mand. Aber der Teufel liegt be-
kanntlich imDetail.Und so stand
vor allem der Anteil des gemein-
nützigenWohnungsbaus imZen-
trumderDebatte.Mindestens ein
Drittel hatte der Gemeinderat in
der Zonenplanänderung festge-
halten und auf dieser Zahl trotz

anderslautender Forderungen
von linker Seite, die sich im Rah-
menderöffentlichenAuflage erst
75 Prozent gewünscht hatte, be-
harrt. Dies mit der Begründung,
alleMöglichkeiten fürdie folgen-
de Ideenkonkurrenz offenzuhal-
ten und den Anteil genossen-
schaftlichen Wohnens im späte-
ren Prozessverlauf erhöhen zu
können. Mindestens einen hälf-
tigenAnteil an genossenschaftli-
chen Wohnungen verlangte die
Sachkommission Stadtentwick-
lung gestern in FormeinesÄnde-
rungsantrags. Und nach einem
Sitzungsunterbruch schlug sie
vor, diesenAnteil aufmindestens
40 Prozent zuverkleinern und so
imBeschlussdispositivaufzuneh-
men. «Denn mit dieser Anpas-
sung», so Kommissionssprecher
Peter Aegerter (SVP), «muss die

Zonenplanänderung nicht neu
aufgelegt werden.»

«Wir haben einen Auftrag»
Doch die vorgeschlagenen 40
Prozent wollten niemandem so
recht gefallen: «Dieses Projekt
könnteModellcharakter haben»,
legte sichThomasHiltpold (Grü-
ne) ins Zeug. «Der gemeinnützi-
geWohnungsbau ist schliesslich
ein Verfassungsauftrag.» Er for-
dertewie die SP, denMindestan-
teil auf 50 Prozent festzusetzen.
Denn nur so könnte der bisheri-
ge Anteil der Genossenschaft
Freistatt gehalten werden. Alles
andere sei ein Rückschritt.

Da nützten auch die versöhn-
licherenTönevonNicole Krenger
(GLP/BDP)nichts:AliceKropf (SP)
drohte,dasReferendumzuergrei-
fen, kämen die 50 Prozent nicht

durch. «Alles andere ist nicht ak-
zeptabel»,meinte sie.UndPartei-
kollegeMartinAllemann liess sich
sogarzurAussagehinreissen,dass
«derRat derSVPauf denLeimge-
krochen» sei. Peter Aegerter hin-
gegen wehrte sich für seine Par-
tei und fürdieVorlage,welchedie
SVP zu 100 Prozent überzeuge:
«In dieser Debatte werden sehr
viele falsche Aussagen gemacht
und denRatsmitgliedern Sand in
die Augen gestreut», erklärte er.
«Die Freistatt ist nicht das einzi-
ge Areal in Thun,wo gemeinnüt-
zigeWohnungenmöglich sind.»

Thomas Hiltpold gelang es
schliesslich, die Fronten aufzu-
weichen: «DieUnzufriedenheit ist
im Rat gleichermassen verteilt»,
sagte er und schlug als Kompro-
miss vor, 45 Prozent im Disposi-
tiv festzuhalten.

Nach eindringlichenWorten von
Raphael Lanz, der vor einem
Scherbenhaufen bei einemNein
warnte, sowie einem weiteren
Sitzungsunterbruch und der Zu-
sicherung derRatslinken, bei der
Mitgliederversammlung für ein
Nein zu einem Referendum zu
kämpfen, wurde schliesslich
Hiltpolds Vorschlag einstimmig
angenommen. So auch die bei-
den anderen beantragten Ände-
rungen, die Anzahl Autoabstell-
plätze pro Wohnung auf einen
Wert von 0,8 zu reduzieren und
denEnergiestandard 2000-Watt-
kompatibel festzuhalten. Dies
machte auch denWeg frei für die
Schlussabstimmung, die eben-
falls einstimmig passierte. Ein
Verlauf, den zu Beginn der De-
batte wohl kaum jemand im Rat
für möglich gehalten hätte.

Gab gestern viel zu reden: Die Zonenplanänderung, die sich auf die noch nicht sanierte Siedlung Freistatt (Bildmitte)
sowie zwei westlich angrenzende Parzellen (im Vordergrund) bezieht. Foto: Christoph Gerber

Der Plan des Gemeinderats sah
vor, dass der Strassenabschnitt
von der Bahnhofbrücke bis zum
Bälliz von Mai bis Juli 2020 sa-
niert wird (vgl. Ausgabe vom 8.
August).Auf der Strasse sollte die
von der westlichen Innen-
stadt-Achse bekannte blaueWel-
le aufgemalt werden, sodass
Fussgängerüberall queren könn-
ten und Rückstaus bei den Ze-
brastreifen verhindert würden.
Die Sanierung des Bereichs vom
Bälliz bis zum Lauitor sollte erst
2024 folgen. Dies, weil die Sin-
nebrücke voraussichtlich ersetzt
werden muss, was eine längere
Planungszeit erfordert. Die Kos-
ten von 2,91 Millionen Franken
hätten den ganzen Bereich vom
Maulbeerplatz bis zum Lauitor
beinhaltet – nicht aber die neue
Sinnebrücke. Sollte, hätte, wür-
de – dieWortwahl verrät es: Das
Projekt wird in dieser Form vor-
läufig nicht umgesetzt. Der

Stadtrat hiess einen Rückwei-
sungsantrag der SP-Fraktionmit
20 zu 18 Stimmen gut.

Kritik an Baubelastung
Adrian Christen (SP) begründete
denAntragunteranderemdamit,
dass «2020 wieder extrem viele
Baustellen vorgesehen sind». Er
nannte unter anderemdieUnter-
führung Frutigenstrasse oder die
zeitweise SperrungderSchwäbis-
strasse.Unterstützunggab esvon
Grünen und FDP: Für Till Weber
(Grüne) ist der wichtigste Punkt
ebenfalls die Baubelastung in der
Innenstadt. Warum das Projekt
nicht in vier Jahren gebündelt
werden könne, sei nicht erkenn-
bar. Und: «Flächiges Queren ist
auchmit günstigenMassnahmen
sofort umsetzbar.» Markus van
Wijk (FDP) forderte eine gesamt-
heitliche Betrachtungmit der ge-
planten Attraktivierung der In-
nenstadt. Bauvorsteher Konrad

Hädener (CVP) entgegnete, dass
es hier nicht um eine Attraktivie-
runggehe, sondernumdie Sanie-
rung eines Verkehrsraums. Und:
«Die Kombination mit dem Brü-
ckenersatz ist nicht anzuraten.»
Die Bauzeit eines kombinierten
Projekts sei insgesamt länger. Er

wies auch auf die drei bestehen-
den Fussgängerstreifen mit Si-
cherheitsdefizitenhin.«EineVer-
schiebungmacht dasGanzenicht
besser.» Unterstützung erhielt er
vonAlois Studerus (FraktionEVP/
EDU/CVP), der die Umsetzung in
zwei Phasen für richtig hält. Si-

monWerren (FraktionGLP/BDP)
wies darauf hin, dass die erste
Etappenurkleinere Störungen im
Verkehr mit sich bringe und die
Verkehrsfläche aufgewertet wer-
de. Und für Peter Aegerter (SVP)
sind die Sanierungsarbeiten un-
erlässlich – «wir haben ein um-
setzungsfähiges Projekt».

Baugesuchwohl obsolet
Die Gegner konnten sie nicht
überzeugen.Wie geht es jetztwei-
ter? Hädener sagte nach der Sit-
zung gegenüber dieser Zeitung:
«Offensichtlich macht es keinen
Sinn, das laufende Baubewilli-
gungsverfahrenweiterzuführen.»
Das Baugesuch werde wohl zu-
rückgezogen.«Auf absehbare Zeit
bleibt die Situation so,wie sie ist.»
So könnten etwa die hölzernen
Absperrlatten auf der Bahnhof-
brückenicht entferntwerden.Der
Vorschlag, einfach in der aktuel-
len Situation die blaueWelle auf-

zumalen, sei nicht gangbar: «Die
Querungsdistanz ist zu gross,das
geht so nicht.» Es werde zudem
weiterhin einen Verkehrsdienst
brauchen – «wir geben Geld aus
für Symptombekämpfung», sag-
te Hädener. Er sprach von einer
«diffusen Rückweisung» ohne
klaren Auftrag, wie es weiterge-
hen soll. Zudemkommedie Stadt
ihren Verpflichtungen in Sachen
Gewässerschutz – bei der Stra-
ssenentwässerung – und Behin-
dertengleichstellungsgesetz – bei
denBushaltestellen – nicht nach.
«Wir werden neue Mittel brau-
chen, denn der Projektierungs-
kredit ist ausgeschöpft», führte
der Bauvorsteher aus. Er werde
wieder mit einem Kreditbegeh-
ren vor dem Stadtrat stehen. «Es
wird interessant sein zu sehen,
wie gross die Begeisterung dann
sein wird.»

Michael Gurtner

BlaueWelle sorgte für rote Köpfe
Thuner Stadtrat (2) Die Achse Maulbeerplatz bis Lauitor sollte für 2,91 Millionen Franken saniert werden, inklusive Markierung der
blauenWelle. Doch der Stadtrat stimmte einem Rückweisungsantrag der SP zu. Das bestehende Baugesuch wird wohl zurückgezogen.

Dieser Bereich vom Maulbeerplatz bis zum Bälliz sollte zuerst saniert
und mit der blauen Welle versehen werden. Foto: Michael Gurtner

Ja, die gestrige Debatte zur Zone
mit Planungspflicht Freistatt –
beziehungsweise zur Frage, wie
hoch der Mindestanteil an
gemeinnützigemWohnungsbau
sein solle – war gefühlt endlos.
Ja, für die Zuhörenden war es
mitunter ganz schön mühsam.
Ja, es wurde heftig diskutiert und
manchmal auch direkt auf den
Mann oder die Frau gezielt. Ja, es
wurde gefeilscht wie auf dem
Basar. Ja, es gab zwei Sitzungs-
unterbrüche, mehrere Anträge,
unzähligeWortmeldungen.

Und trotzdemwar die gestrige
Stadtratssitzung bei diesem
Traktandum ein Lehrstück in
Sachen Demokratie. Allzu oft
gehen die Stadtratsfraktionen
mit vorgefassten Meinungen in
die Debatte, verharren in ihren
Schützengräben, sind nicht
bereit, sich von Argumenten im
Saal überzeugen zu lassen – und
seien sie noch so stichhaltig.
Gestern war dies anders.

Die Fronten schienen komplett
verhärtet – bis der scheinbar
gordische Knoten mit einem
überraschenden und selbst
innerhalb der Fraktion nicht
abgesprochenen Kompromiss-
vorschlag des amtsältesten
Stadtratsmitglieds Thomas
Hiltpold (Grüne) gelöst wurde.
Dass der Rat am Ende einer sehr
emotionalen Diskussion ein-
stimmig Ja sagte, obwohl der
Konflikt eben noch unlösbar
schien – das ist gelebte Demo-
kratie in einem Gemeindeparla-
ment. Gut gemacht, Stadtrat.

Das war gelebte
Demokratie
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